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Erstes Gesetz zur Änderung des Thüringer Landesplanungsgesetzes

Zum Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 7/5550 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Drucksache, die uns vorliegt, mit der 
Nummer 7/5550 als Erstes Gesetz zur Änderung der Thüringer Landesplanung hat zum 
Ziel, Raumordnungsverfahren für Investitionen in erster Linie zu beschleunigen. Ich sehe 
darin nicht die Nichtbeteiligung der Bevölkerung. Denn jeder Bürger, so wie es der 
Staatssekretär Herr Weil gesagt hat, hat das Recht auf Zuschicken von Unterlagen. Man 
muss dann schon mal ein bisschen zuhören und nicht nur aus der ideologischen Ecke von
ganz rechts alles kritisieren, was hier durch die Landesregierung vorgestellt wurde. 
Landesplanung ist sicherlich ein breiter Bereich und umfasst viele Bereiche der 
Gesellschaft, wenn man nur an Transport und Straßen denkt. Wenn man den Transport 
einmal aufschlüsselt, so geht es um mehr als nur um Straßen und Schienen. Es geht um 
die Luft, es geht um das Wasser und vor allen Dingen geht es darum, sichere und 
ordentliche Lebensverhältnisse in unserem Land zu schaffen. Das soll entbürokratisiert 
werden.

Sicherlich gab es dort eine ganze Reihe von Übergangsregelungen, die der 
Bundesgesetzgeber in der Coronapandemie ganz einfach nicht anders regeln konnte, da 
in Präsenzsitzungen viele Fragen oft gar nicht erlaubt waren oder möglich waren. Wir 
reagieren mit diesen Änderungen der Thüringer Landesplanung auf diese Situation und 
wollen Übergangsregelungen in das Gesetz einfließen lassen. Wir sehen die 
Notwendigkeit der Digitalisierung, wollen aber eine breite Beteiligung aller 
Bevölkerungsschichten, von Vereinen, Verbänden und kommunalen 
Gebietskörperschaften. Dieser Punkt wird uns sicherlich in den nächsten Wochen und in 
den nächsten Monaten weiter begleiten und wir werden uns mit der Landesplanung und 
dem Landesplanungsgesetz auch in Zukunft noch öfters auseinandersetzen müssen.
Wir sehen durchaus die Situation, dass ein Teil der Bevölkerung im Moment vom Zugang 
zum Internet ausgeschlossen ist, manchmal durch technische Probleme, manchmal aber 
auch durch den eigenen Bildungsstand, dass man ganz einfach diese Technik nicht nutzen
kann. Deshalb setzen wir auf eine ganz breite Öffentlichkeit in dem Bereich zur Auslegung 
dieser Unterlagen und zur Beteiligung der Bevölkerung. Denn wir sehen nicht nur den 
Diskussionsbedarf, sondern die Beteiligung –so wie ich sie aufgezählt habe – von vielen in
dieser Gesellschaft als unser oberstes Ziel. Ich beantrage die Überweisung an den 
Ausschuss für Infrastruktur, Forsten und Landwirtschaft und denke, wir werden dort 
vernünftige Lösungen finden, um breiteste Kreise der Bevölkerung in die Landesplanung 
einzubinden. Danke. 
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